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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 756/08
10 Sa 576/08
Landesarbeitsgericht
Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
21. April 2010

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

Durch Beschluss des 
Senats vom 15. August 
2011 berichtigt.
Erfurt, 15. August 2011 
Krebstekies, Amtsrätin

In Sachen

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungsbeklagterund Revisionsbeklagter zu 1),

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte zu 2),

Kläger, Berufungsbeklagterund Revisionsbeklagter zu 3),

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 21. April 2010 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
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arbeitsgericht Prof. Bepler, die Richter am Bundesarbeitsgericht Creutzfeldt und 

Dr. Treber sowie die ehrenamtlichen Richter Hannig und Drechsler für Recht 

erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Lan­
desarbeitsgerichts Köln vom 17. Juli 2008 - 10 Sa 
576/08 - aufgehoben.

2. Auf die Berufungen der Beklagten werden die Urteile 
des Arbeitsgerichts Köln vom 10. Juli 2007 - 16 Ca 
2338/07 - und vom 7. Dezember 2007 - 2 Ca 3027/07 -,
- 2 Ca 3033/07 - abgeändert:
Die Klagen werden als unzulässig abgewiesen.

3. Die Gerichtskosten und die außergerichtlichen Kosten 
der Beklagten haben der Kläger zu 1) zu 50 % sowie 
die Klägerin zu 2) und der Kläger zu 3) jeweils zu 25 % 
zu tragen. Ihre außergerichtlichen Kosten tragen die 
klagenden Parteien selbst.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über eine Verpflichtung der Beklagten, an die Klä- 1 

gerin zu 2) sowie an den Kläger zu 1) und zu 3) nach § 4c des Tarifvertrages 

ERA-Anpassungsfonds vom 18. Dezember 2003 idF vom 5. März 2004 für die 

Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens (TV ERA-APF) Einmal­

zahlungen aus den sogenannten ERA-Strukturkomponenten zu zahlen.

Die klagenden Parteien waren zunächst bei der KHD Aluminium 2 

Technology GmbH (KHD GmbH) und deren Rechtsvorgängerinnen beschäftigt.

Diese Arbeitgeber waren kraft Verbandsmitgliedschaft an die Tarifverträge der 

Metall- und Elektroindustrie in Nordrhein-Westfalen gebunden. Die Arbeits­

verträge der klagenden Parteien aus den Jahren 1972, 1977 und 2002 ent­

halten Bezugnahmeklauseln auf die jeweils geltenden Tarifverträge der Metall- 

und Elektroindustrie in Nordrhein-Westfalen.
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Am 18. Dezember 2003 schlossen der Verband der Metall- und Elektro- 3 

industrie Nordrhein-Westfalen (METALL NRW) und die IG Metall das Entgelt­

rahmenabkommen (ERA), mit dem die tarifliche Entgeltfindung für gewerbliche 

Arbeitnehmer und Angestellte vereinheitlicht wurde. Ferner vereinbarten sie den 

zum 1. März 2004 in Kraft getretenen ERA-Einführungstarifvertrag (ERA-ETV), 

und den TV ERA-APF.

Das ERA enthält ua. folgende Regelung: 4

„§ 12
1. Dieses Entgeltrahmenabkommen tritt am 1. März 

2004 in Kraft.
2. Die betriebliche Geltung richtet sich nach den Rege­

lungen des ERA-Einführungstarifvertrages (ERA- 
ETV).

3. Mit seiner Einführung im Betrieb ersetzt das Entgelt­
rahmenabkommen die folgenden Tarifverträge:
- Lohnrahmenabkommen

- Gehaltsrahmenabkommen
- Tarifvertrag zur Leistungsbeurteilung von Zeitlohn­

arbeitern
- Tarifvertrag zur Leistungsbeurteilung von An­

gestellten
- Abkommen über die Analytische Arbeitsbewertung

4. Ab I.März 2009 gilt das Entgeltrahmenabkommen 
verbindlich für alle Betriebe. ...

Der ERA-ETV lautet auszugsweise: 5

„§ 1 Einführungszeitraum
1. Bis zum 1. März 2005 kann das ERA nur mit Zu­

stimmung der Tarifvertragsparteien eingeführt werden 
(Vorbereitungsphase).

2. Die Einführungsphase beginnt am 1. März 2005 und 
dauert vier Jahre. In dieser Phase soll der Arbeit­
geber das ERA stichtagsbezogen im Betrieb ein­
führen.
Ab dem 1. März 2009 gilt das ERA verbindlich für alle 
Betriebe.
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Der TV ERA-APF, der zum 22. Dezember 2003 in Kraft trat und am 6

5. März 2004 geändert wurde, enthält Bestimmungen zum ERA- 

Anpassungsfonds und zur Einmalzahlung aus den ERA-Strukturkomponenten.

Nach den Lohn-, Gehalts- und Ausbildungsvergütungsabkommen in der Metall- 

und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens vom 23. Mai 2002 und 16. Mai 2004 

wurden die Erhöhungen des Tarifvolumens auf zwei Komponenten verteilt.

Hierzu bestimmt der TV ERA-APF:

„§ 2 Präambel
Der ERA-Anpassungsfonds dient der Sicherstellung eines 
gleitenden Übergangs vom heutigen Tarifsystem auf das 
ERA-Entgeltsystem für alle Beteiligten. Insbesondere 
sollen durch die vorübergehende Einbehaltung nicht 
ausgezahlter ERA-Strukturkomponenten und deren 
spätere Verwendung entweder
- zum Ausgleich von betrieblichen Kosten, die eine 

bestimmte Schwelle überschreiten,
oder
- zur unmittelbaren Auszahlung an die Be- 

schäftigten/Auszubildenden nach der betrieblichen 
ERA-Einführung

spätere Verwerfungen bei der Umstellung vermieden 
werden.“

In § 3 TV ERA-APF mit der Überschrift „Aufbau und Verwendung des 7

ERA-Anpassungsfonds“ wird erläutert, wie die Erhöhungen des Tarifvolumens

ua. in den Entgeltabkommen der Jahre 2002 und 2004 auf zwei Komponenten

verteilt werden. Dazu heißt es in Abs. 1 Satz 2 der Bestimmung:

„Eine Komponente dient der dauerhaften Erhöhung der 
Tabellenwerte der jeweiligen Entgelte (Löhne und Ge­
hälter; .lineares Volumen’). Die andere Komponente 
(.restliches Erhöhungsvolumen’) fließt in ERA- 
Strukturkomponenten, die in der ersten Tarifperiode 
ausgezahlt, in den folgenden Tarifperioden jedoch nicht 
fällig werden.“

- 5 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

§ 4 TV ERA-APF enthält hierzu ua. folgende Regelung:

,,b) In den jeweils folgenden Tarifperioden nach ihrer 
erstmaligen Begründung/Entstehung werden die 
jeweiligen ERA-Strukturkomponenten aus den 
vorhergehenden Tarifperioden zwar ebenfalls als Teil 
der Vergütung ermittelt, aber nicht ausgezahlt, 
sondern zunächst einbehalten und für die Monate bis 
einschließlich Februar 2006 nach Maßgabe des § 4 
d) dem ERA-Anpassungsfonds zugeführt.
Die bei der betrieblichen ERA-Einführung in dem 
ERA-Anpassungsfonds befindlichen Beträge müssen 
entweder zur Deckung betrieblicher Mehrkosten aus 
der ERA-Einführung oder zur Auszahlung an die 
Beschäftigten/Auszubildenden verwendet werden.

c) Ist das ERA im Betrieb noch nicht eingeführt worden, 
werden ab März 2006 bis zur betrieblichen ERA- 
Einführung die ERA-Strukturkomponenten in Höhe 
von 2,79% als Einmalzahlungen geleistet. Die 
Berechnung erfolgt entsprechend der Methode für 
die Auszahlung der ERA-Strukturkomponente aus 
den Entgeltabkommen vom 16. Februar 2004.1
1 Die Tarifvertragsparteien werden Auszahlungszeitpunkte, die 
aktuelle Bezugsbasis und ggf. weitere Einzelheiten auf Basis 
der Ergebnisse der Entgeltabkommen 2006 regeln.

In den Entgeltabkommen 2004 waren die Auszahlungszeitpunkte und 9 

die Berechnung der Einmalzahlungen aus den Strukturkomponenten für den 

Zeitraum vom 1. Januar 2004 bis zum 28. Februar 2006 geregelt. Mit Wirkung 

zum 15. September 2004 wurde die KHD GmbH auf die nicht tarifgebundene 

Beklagte verschmolzen. Die Arbeitsverhältnisse der klagenden Parteien gingen 

zu diesem Zeitpunkt nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB auf die Beklagte über.

Am 23. November 2005 trafen die IG Metall und METALL NRW eine 10 

„Vereinbarung zum Umgang mit den ERA-Strukturkomponenten ab März 2006“ 

die nähere Regelungen über die Berechnung und die Auszahlungsmodalitäten 

für die Einmalzahlungen aus den ERA-Strukturkomponenten für dem Zeitraum 

März 2006 bis Dezember 2006 festlegt und die Bestandteil der Entgelt-

- 6 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 -

abkommen des Jahres 2006 werden sollen. Nr. 4 der Vereinbarung lautet:

„Die Berechnung der auszuzahlenden Einmalzahlung bzw. 
der dem ERA-Anpassungsfonds zuzuführenden Beträge 
erfolgt auf Basis folgender Formel:
2,79% x von der Einmalzahlung/Zuführung erfasste 
Monate des Jahres 2006 x Tarifeinkommen des Aus­
zahlungsmonats.
Für die Monate März bis Juni 2006 ist der Monatsfaktor 
jeweils um 0,17% - Punkte (zur Einbeziehung der zusätz­
lichen Urlaubsvergütung) und für die Monate Juli bis 
Dezember 2006 jeweils um 0,09% - Punkte (zur Ein­
beziehung der betrieblichen Sonderzahlung) anzuheben.“

Regelungen über die Auszahlungszeitpunkte und zur Berechnung der 11 

Einmalzahlungen aus den ERA-Strukturkomponenten für die Zeit ab 1. März 

2006 bis zur betrieblichen ERA-Einführung finden sich dementsprechend in den 

Entgeltabkommen für das Jahr 2006. § 6 Nr. 4 des Gehaltsabkommens 2006, 

welches am 1. März 2006 in Kraft trat, bestimmt:

„Die Berechnung der auszuzahlenden Einmalzahlung bzw. 
der dem ERA-Anpassungsfonds zuzuführenden Beträge 
erfolgt auf Basis folgender Formel:
2,79% x von der Einmalzahlung/Zuführung erfasste 
Monate des Jahres x Tarifeinkommen des Auszahlungs­
monats.
Der Monatsfaktor ist für die Monate März bis Juni 2006 
jeweils um 0,17 auf 1,17 (zur Einbeziehung der zusätz­
lichen Urlaubsvergütung) und fü r die Monate Juli bis 
Dezember jeweils um 0,09 auf 1,09 (zur Einbeziehung der 
betrieblichen Sonderzahlung) anzuheben.
Tarifeinkommen ist das individuelle regelmäßige Arbeits­
entgelt des Auszahlungsmonats (feste sowie leistungs- 
und zeitabhängige variable Bestandteile ohne Mehr­
arbeitsvergütung), soweit es Gegenstand der Erhöhung 
gemäß § 2 Nr. 3 war.“

Die Beklagte zahlte den klagenden Parteien im November des Jahres 12 

2006 einen als freiwillige Sonderzahlung bezeichneten Betrag, dessen Höhe 

der Einmalzahlung nach § 4c TV ERA-APF auf Basis des Gehaltsabkommens 

2006 entsprach. Gleichzeitig teilte sie den klagenden Parteien mit, dass kein 

Anspruch auf eine Einmalzahlung aus der ERA-Strukturkomponente bestehe,
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da sie als tarifungebundene Betriebserwerberin nicht verpflichtet sei, das ERA 

betrieblich einzuführen.

Mit ihren Klagen begehren die klagenden Parteien die Feststellung, 13 

dass die Beklagte verpflichtet ist, die Einmalzahlung aus den ERA- 

Strukturkomponenten nach § 4c TV ERA-APF bis zur betrieblichen Einführung 

von ERA zu zahlen. Der Kläger zu 1) ist der Auffassung, der Anspruch sei nach 

dem Betriebsübergang Inhalt seines Arbeitsverhältnisses mit der Beklagten 

geworden. § 4c TV ERA-APF regele seinen Zahlungsanspruch auch hinsichtlich 

der Berechnungsmethode abschließend. Die dortige Fußnote beinhalte lediglich 

eine Absichtserklärung, mit der die Tarifvertragsparteien zum Ausdruck hätten 

bringen wollen, dass nach Abschluss der Entgeltabkommen 2006 Neu­

regelungen über die Flöhe und die Berechnungsmethode in Betracht kommen 

könnten. Die Beklagte sei verpflichtet, das ERA einzuführen, da sowohl dieses 

als auch der ERA-ETV vor Betriebsübergang in Kraft getreten seien. Die kla­

genden Parteien zu 2) und 3) meinen ebenfalls, die Regelung in § 4c TV ERA- 

APF sei nach §613a Abs. 1 Satz 2 BGB Inhalt ihrer Arbeitsverhältnisse ge­

worden. § 4c TV ERA-APF stelle eine in sich geschlossene Norm dar, die auch 

die Berechnung der Einmalzahlung festlege. Für einen Anspruch auf die Ein­

malzahlung aus der Strukturkomponente reiche es aus, wenn das ERA im 

Betrieb tatsächlich nicht eingeführt werde.

Die klagenden Parteien haben zuletzt jeweils beantragt 14

festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, die ERA- 
Strukturkomponente gemäß § 4c des Tarifvertrages ERA- 
Anpassungsfonds vom 18. Dezember 2003 in der Fas­
sung vom 5. März 2004 bis zur betrieblichen ERA- 
Einführung zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 15

die Klagen abzuweisen.

Sie meint, die Feststellungsklagen seien unzulässig, jedenfalls aber un- 16 

begründet. Zum einen sei es den klagenden Parteien möglich, gegenüber den 

Feststellungsklagen vorrangige Leistungsklagen zu erheben. Die Feststellungs-
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anträge seien nicht geeignet, hinsichtlich der Einmalzahlung eine endgültige 

Klärung etwaiger Zahlungsverpflichtungen herbeizuführen. Der Verweis auf die 

Entgeltabkommen des Jahres 2004 gehe ins Leere, denn diese enthielten keine 

Regelungen zum maßgeblichen Tarifeinkommen, des einschlägigen Be­

rechnungsfaktors sowie zur Fälligkeit. Eine Zahlungspflicht nach § 4c TV ERA- 

APF setze zudem die Verpflichtung zur betrieblichen Einführung von ERA 

voraus, die nicht bestehe. Ihr verbleibe weiterhin die Anrechnung etwaiger 

Zahlungsverpflichtungen mit übertariflichen Zulagen.

Das Arbeitsgericht hat den Klagen stattgegeben. Das Landesarbeits- 17 

gericht hat die Berufungen der Beklagten, nachdem es die Verfahren zur 

gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden hat, zurückgewiesen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision begehrt die Beklagte 

die Klageabweisung. Die Kläger beantragen, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist begründet. Die Vorinstanzen haben den Klagen zu Un- 18 

recht stattgeben. Die Klagen sind unzulässig. Für die Feststellungsanträge 

besteht nicht das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse.

I. Nach §256 Abs. 1 ZPO kann Klage auf Feststellung des Bestehens 19 

oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses erhoben werden, wenn der 

Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, dass das Rechtsverhältnis durch 

richterliche Entscheidung alsbald festgestellt werde. Die Feststellungsklage 

kann sich auf einzelne Beziehungen oder Folgen aus einem Rechtsverhältnis, 

auf bestimmte Ansprüche oder Verpflichtungen oder auf den Umfang einer 

Leistungspflicht beschränken - sog. Elementenfeststellungsklage -. Auch die 

Anwendbarkeit eines bestimmten Tarifvertrages oder Tarifwerkes auf ein 

Arbeitsverhältnis kann Gegenstand einer Feststellungsklage sein (st. Rspr., 

s. nur BAG 22. Oktober 2008 -4AZR 784/07 - Rn. 11 mwN, AP TVG § 1
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Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 66 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifver­

trag Nr. 39).

Eine Feststellungsklage setzt nach § 256 Abs. 1 ZPO weiterhin ein 20 

rechtliches Interesse des Klägers voraus, dass das Rechtsverhältnis durch 

richterliche Entscheidung alsbald festgestellt werde. Dieses besondere Fest­

stellungsinteresse muss als Sachurteilsvoraussetzung in jeder Lage des Ver­

fahrens, auch noch in der Revisionsinstanz gegeben sein. Sein Vorliegen ist 

von Amts wegen zu prüfen (st. Rspr., etwa BAG 17. Oktober 2007 -4AZR  

1005/06 - Rn. 14, BAGE 124, 240).

Das Feststellungsinteresse ist nur dann gegeben, wenn durch die Ent- 21 

Scheidung über den Feststellungsantrag der Streit insgesamt beseitigt wird und 

das Rechtsverhältnis der Parteien abschließend geklärt werden kann (st. Rspr., 

etwa BAG 14. Dezember 2005 - 4 AZR 522/04 - Rn. 12, AP ZPO 1977 § 256 

Nr. 94 = EzA ZPO 2002 § 256 Nr. 7; 29. November 2001 - 4 AZR 757/00 - 

zu 12 b der Gründe, BAGE 100, 43). Es fehlt, wenn durch die Entscheidung 

kein Rechtsfrieden geschaffen wird, weil nur einzelne Elemente eines Rechts­

verhältnisses zur Entscheidung des Gerichts gestellt werden. Die Rechtskraft 

der Entscheidung muss weitere gerichtliche Auseinandersetzungen über die 

zwischen den Parteien strittigen Fragen um denselben Fragenkomplex aus­

schließen (st. Rspr., etwa BAG 9. November 2001 - 4 AZR 757/00 -zu 12 b der 

Gründe, aaO). Das ist bei einem auf Feststellung einer Zahlungsverpflichtung 

gerichteten Antrag in der hier gewählten Form dann der Fall, wenn ins­

besondere über weitere Faktoren, die die Zahlungshöhe bestimmen, kein Streit 

besteht und die konkrete Bezifferung dann lediglich eine einfache Rechenauf­

gabe ist, die von den Parteien in einem unstreitigen Verfahren ebenso selbst 

umgesetzt werden können wie die weiteren Zahlungsmodalitäten. Anderenfalls 

müssen auch die weiteren Berechnungskriterien zum Gegenstand des Fest­

stellungsantrages gemacht werden, damit nicht lediglich eine Vorfrage geklärt 

wird, die die Rechtsgrundlagen für den Entgeltanspruch nicht abschließend klärt 

(so zur Eingruppierungsfeststellungsklage BAG 17. Oktober 2007 - 4 AZR 

1005/06 - Rn. 15, BAGE 124, 240; weiterhin BAG 9. November 2001 - 4 AZR 

757/00 - zu 12b der Gründe, aaO). Allerdings sind die Gerichte gehalten,
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Klageanträge nach Möglichkeit auszulegen, damit hierdurch eine vom Antrag­

steller erkennbar erstrebte Sachentscheidung ermöglicht wird (BAG 12. August 

2009 - 7 ABR 15/08 - Rn. 12, AP BetrVG 1972 § 34 Nr. 2 = EzA BetrVG 2001 

§ 34 Nr. 1).

II. Hiervon ausgehend sind die Klageanträge unzulässig. Sie sind auch 22

keiner Auslegung zugänglich, die eine Sachentscheidung ermöglichen würde, 

für die das erforderliche Rechtsschutzinteresse vorliegt.

1. Der Gegenstand der Feststellungsanträge ist die Verpflichtung der 23

Beklagten, die Einmalzahlungen aus den ERA-Strukturkomponenten gemäß 

§ 4c des TV ERA-APF in der Fassung vom 5. März 2004 bis zur betrieblichen 

ERA-Einführung zu leisten. Dabei handelt es sich um eine zwischen den Par­

teien streitige Vorfrage, die nicht geeignet ist, das zwischen den Parteien 

streitige Rechtsverhältnis abschließend zu klären. Durch die zur Entscheidung 

gestellten Anträge würde nur die Vorfrage geklärt, ob die Beklagte überhaupt 

verpflichtet ist, eine Einmalzahlung aus den ERA-Strukturkomponenten zu 

zahlen. Ungeklärt und ggf. einem weiteren Rechtsstreit Vorbehalten bliebe, wie 

die von den klagenden Parteien begehrten Zahlungen zu berechnen und wann 

sie zu leisten sind.

a) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts und der der 24 

klagenden Parteien lässt sich die erforderliche Feststellung über die konkrete 

Berechnung der Einmalzahlungen für die Jahre ab 2006 bis zur betrieblichen 

Einführung des ERA sowie ihre Auszahlungszeitpunkte nicht dem in Klage­

antrag aufgenommenen § 4c TV ERA-APF entnehmen. Das gilt auch dann, 

wenn man davon ausgeht, es handele sich bei § 4c ERA-APF für die Aus­

zahlungszeiträume nach dem 28. Februar 2006 nicht lediglich um eine schuld­

rechtliche Abrede der Tarifvertragsparteien, sondern bereits um eine tarifliche 

Inhaltsnorm iSd. § 1 Abs. 1 Satz 1 TVG, die die Verpflichtung des Arbeitgebers 

jedoch lediglich dem Grunde nach regelt (so BAG 14. Januar 2009 - 5 AZR 

175/08- Rn. 18, EzA TVG § 4 Metallindustrie Nr. 134 für den gleichlautenden 

§ 4c TV ERA-APF Berlin-Brandenburg). Auch dann enthält § 4c TV ERA-APF 

keine Regelung zur Berechnung und zu den weiteren Zahlungsmodalitäten der
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Einmalzahlung für die Zeit ab dem 1. März 2006. Das ergibt die Auslegung des 

Tarifvertrages (zu den Maßstäben der Auslegung des normativen Teils eines 

Tarifvertrages s. nur BAG 17. Oktober 2007 - 4 AZR 1005/06- Rn. 40,

BAGE 124, 240).

aa) Aus dem Wortlaut der in den Text des Tarifvertrages aufgenommenen 25 

Fußnote zu § 4c Satz 2 TV ERA-APF ergibt sich, dass die Tarifvertragsparteien 

die Auszahlungszeitpunkte, die aktuelle Bezugsbasis sowie etwaige weitere 

Einzelheiten für die Einmalzahlungen aus den ERA-Strukturkomponenten ab 

März 2006 erst auf Basis der zukünftigen Entgeltabkommen des Jahres 2006 

regeln wollten. Diese waren weder bei Abschluss des TV ERA-APF am 

18. Dezember 2003 noch bei seiner Modifikation am 5. März 2004 geschlossen.

Erst durch die „Vereinbarung zum Umgang mit den ERA-Strukturkomponenten 

ab März 2006“ vom 23. November 2005 haben die Tarifvertragsparteien für den 

Zeitraum von März 2006 bis Dezember 2006 eine Einigung über die für die 

Berechnung zugrundezulegende Bezugsbasis, den für die jeweiligen Monate 

anzuwendenden Faktor sowie die Fälligkeitszeitpunkte getroffen. In Nr. 2 des 

Verhandlungsergebnisses der Tarifvertragsparteien vom 23. November 2005 

haben sie ausdrücklich niedergelegt, dass für die Betriebe die genannte Ver­

einbarung über den Umgang mit den ERA-Strukturkomponenten getroffen wird 

und die dortigen Regelungen Bestandteile der Entgeltabkommen des Jahres 

2006 werden sollen, damit für die Betriebe rechtzeitig Planungssicherheit 

besteht. Damit haben die Tarifvertragsparteien erst zu diesem Zeitpunkt die­

jenigen Punkte festgelegt, die nach ihrer übereinstimmenden Ansicht noch 

regelungsbedürftig waren. Solche Regelungen für die Einmalzahlungen aus den 

ERA-Strukturkomponenten ab dem 1. März 2006 wurden dann auch Inhalt der 

später geschlossenen Entgeltabkommen vom 22. April 2006 (§ 7, insb. Nr. 4 

Lohnabkommen 2006 und § 6, insb. Nr. 4 Gehaltsabkommen 2006).

bb) Ein anderes folgt nicht aus dem Verweis in § 4c Satz 2 TV ERA-APF, 26 

wonach für die „Berechnung“ der Einmalzahlungen auf die „Methode für die 

Auszahlung der ERA-Strukturkomponenten in den Entgeltabkommen vom 

16. Februar 2004“ verwiesen wird. Die Bestimmungen in den Entgeltabkommen
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2004 - § 5 Nr. 1 Gehaltsabkommen 2004, § 6 Nr. 1 Lohnabkommen 2004 - 

galten nur für die Zeit bis zum 28. Februar 2006. Der Verweis auf die „Methode 

für die Auszahlung“ bedeutet lediglich, dass sich die Tarifvertragsparteien 

darüber einig waren, die Höhe der Einmalzahlungen nach einem tariflich noch 

festzulegenden Faktor und einer tariflich noch zu bestimmenden Bezugsbasis 

zu berechnen. Hätten die Tarifvertragsparteien die Bezugnahme auf die Ent­

geltabkommen hingegen als abschließend verstanden, wäre die Fußnote zu 

§ 4c Satz 2 TV ERA-APF überflüssig gewesen. Weiterhin wäre es auch nicht 

erforderlich gewesen, im Interesse einer rechtzeitigen Planungssicherheit im 

November 2005 eine Vereinbarung über die Berechnung der „auszuzahlenden 

Einmalzahlung“ zu treffen und in Nr. 4 des Verhandlungsergebnisses zu verein­

baren, dass für „die Zeit ab 2007 ... entsprechende Regelungen“ noch getroffen 

werden.

b) Zwischen den klagenden Parteien und der Beklagten steht nicht außer 27 

Streit, nach welchen Berechnungsregeln die Einmalzahlung im Falle einer 

entsprechenden Zahlungsverpflichtung nach § 4c TV ERA-APF zu erfolgen hat.

Die klagenden Parteien sind der Auffassung, bereits durch § 4c TV ERA-APF 

und dem Verweis auf die Entgeltabkommen für das Jahr 2004 seien die er­

forderlichen Regelungen erfolgt. Demgegenüber hat die Beklagte bereits in den 

Tatsacheninstanzen geltend gemacht, dass eine Regelung für Zahlungen aus 

den ERA-Strukturkomponenten für das Jahr 2006 erst durch die Entgelt­

abkommen für dieses Jahr erfolgt sei. Zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser 

Entgeltabkommen sei sie aber nicht tarifgebunden gewesen, sodass dieses für 

sie nicht mehr maßgebend sein könne.

c) Ob für die klagenden Parteien darüber hinaus hinsichtlich einer Fest- 28 

Stellung für das Jahr 2006 auch deshalb kein Rechtsschutzinteresse besteht,

weil sie selbst davon ausgehen, sie könnten für das Jahr 2006 keine Ansprüche 

auf eine Einmalzahlung aus den ERA-Strukturkomponenten mehr geltend 

machen, da die Beklagte im November 2006 eine von ihr als freiwillige Sonder­

zahlung bezeichnete Vergütungszahlung in Höhe des Anspruchs nach § 4c TV
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ERA-APF erbracht habe und diese mit ihren Ansprüchen nach dieser Be­

stimmung verrechnen könne, muss der Senat daher nicht entscheiden.

2. Der Senat ist daran gehindert, die Anträge unter Berücksichtigung des 29

Vortrags der klagenden Parteien dahin auszulegen, dass sie den An­

forderungen an das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse 

genügen.

a) Nach dem Vortrag der Klägerin zu 2) und des Kläger zu 3) ist eine 30

solche Auslegung nicht möglich. Beide Parteien haben, nachdem die Beklagte 

bereits erstinstanzlich eingewendet hatte, § 4c TV ERA-APF enthalte für eine

ab dem 1. März 2006 zu leistende Einmalzahlung keine Berechnungsregelun­

gen, in ihren Schriftsätzen vom 6. Dezember 2007 ausdrücklich geltend ge­

macht, dass der „Gegenstand des Feststellungsantrags ... nicht die Ver­

pflichtung zur Auszahlung in einer bestimmten Art und Weise, sondern lediglich 

die Verpflichtung zu einer Auszahlung dem Grunde nach“ ist. Dieses Vor­

bringen haben die Klägerin zu 2) und der Kläger zu 3) in ihrer Berufungs­

erwiderung vom 16. Juni 2008 dahingehend wiederholt, dass „einzig und allein 

die Verpflichtung“ der Beklagten „zur Zahlung der Strukturkomponente“ streit­

gegenständlich ist, hingegen „nicht die Zahlungsmodalitäten“. Eine Auslegung 

der Klageanträge, dass auch die Berechnungsgrundlagen und die Zahlungs­

modalitäten von ihnen erfasst werden, ist daher ohne Verstoß gegen § 308 

Abs. 1 ZPO nicht möglich.

b) Auch in Bezug auf den Antrag des Klägers zu 1) scheidet ent- 31 

sprechende Auslegung aus. Seinem Vorbringen ist weder zu entnehmen, auf 

welcher tariflichen Grundlage die Einmalzahlung für die Zeit ab dem 1. März

2006 bis zum 31. Dezember 2006 und in den Jahren 2007 sowie 2008 zu 

berechnen ist, wenn - wie vorliegend der Fall - § 4c TV ERA-APF entgegen 

seiner Auffassung nicht allein maßgebend ist.

III. Entgegen der Auffassung des Klägers zu 1) ist der Senat nicht ge- 32

hindert, nach § 563 Abs. 3 ZPO in der Sache selbst zu entscheiden und die 

Revision mit der Maßgabe zurückweisen, dass die Klagen unzulässig sind. Eine
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Aufhebung des Urteils des Landesarbeitsgerichts nach § 562 Abs. 1 ZPO und 

die Zurückverweisung nach § 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO zur neuen Verhandlung 

und Entscheidung an das Berufungsgericht ist nur dann geboten, wenn die 

klagenden Parteien nach dem Verfahrensverlauf nicht ausreichend Gelegenheit 

und Veranlassung gehabt hätten, einen Antrag zu stellen, der den Erforder­

nissen des § 256 Abs. 1 ZPO entspricht (vgl. BAG 11. November 2009 - 7 AZR 

387/08- Rn. 16, EzA ZPO 2002 §253 Nr. 3). Diese Voraussetzungen sind 

vorliegend nicht gegeben. Die Beklagte hat bereits in den Tatsacheninstanzen 

darauf hingewiesen, dass sich allein aus der Bestimmung des § 4c TV ERA- 

APF die erforderliche Berechnung und die weiteren Zahlungsmodalitäten des 

Anspruchs nicht ergeben, namentlich seien die Entgeltabkommen des Jahres 

2004 nicht maßgebend. Aufgrund dieses Vortrages der Beklagten hatten die 

klagenden Parteien ausreichend Anlass, ihren Antrag, ggf. in Form eines 

Hilfsantrags, und ihren Vortrag weiter zu konkretisieren, ohne dass ein richter­

licher Hinweises nach § 139 Abs. 1 ZPO geboten gewesen wäre (vgl. BAG 

24. Januar 2007 - 4 AZR 28/06 - Rn. 37 ff. mwN, NZA-RR 2007, 495).

Ein anderes folgt nicht aus der in der Revisionsinstanz vom Kläger zu 33 

1) angeführten Entscheidung des Siebten Senats vom 11. November 2009. Der 

Siebte Senat hat den bei ihm anhängigen Rechtsstreit deshalb zur neuen 

Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen, weil 

der Kläger ursprünglich einen grundsätzlich sachdienlichen und zulässigen 

Klageantrag gestellt hatte, diesen jedoch auf Anregung des Arbeitsgerichts in 

einen unzulässigen Feststellungsantrag abgeändert hatte (- 7 AZR 387/08 - 

Rn. 16, EzA ZPO 2002 § 253 Nr. 3). Eine solche Fallgestaltung ist vorliegend 

nicht gegeben.

IV. Die klagenden Parteien haben die Kosten des Rechtsstreits im Umfang 34 

ihrer Beteiligung zu tragen (§ 91 Abs. 1, § 100 Abs. 2 ZPO).

Bepler Creutzfeldt Treber
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 756/08
10 Sa 576/08
Landesarbeitsgericht
Köln

BESCHLUSS

In Sachen

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungsbeklagterund Revisionsbeklagter zu 1),

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte zu 2),

Kläger, Berufungsbeklagterund Revisionsbeklagter zu 3),

-16-

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 15. August 2011 be­

schlossen:
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Der Tenor des Urteils des Senats vom 21. April 2010 - 
4 AZR 756/08 - wird in Ziffer 3 Satz 1 wie folgt be­
richtigt:
„Die Gerichtskosten und die außergerichtlichen Kosten 
der Beklagten haben der Kläger zu 1) sowie die 
Klägerin zu 2) zu jeweils 25 Prozent und der Kläger zu 
3) zu 50 Prozent zu tragen.“

Bepler Creutzfeldt Treber
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